
 

 

IZG-Antrag vom 14. November 2018: 
 
Bitte senden Sie mir Folgendes zu: 
 
Ich brauche Information zu § 2 (3) RBStV bezüglich Gesamtschuldnerschaft. Es geht 
um diese Zeile: "Mehrere Beitragsschuldner haften als Gesamtschuldner 
entsprechend § 44 der Abgabenordnung." 
 
1. Besteht zwischen den Gesamtschuldnern untereinander eine Ausgleichspflicht? 

Falls ja, nach welcher Rechtsnorm wird diese behandelt? 
 

2. Rückständige Rundfunkbeiträge werden durch die zuständige 
Landesrundfunkanstalt nach § 10 (5) durch Festsetzungsbescheide festgesetzt. 
Da, nicht jeder Beitragsschuldner den eigenen Festsetzungsbescheid bekommt, 
sondern wird nur ein einzelner Festsetzungsbescheid für alle als 
Gesamtschuldner ausgestellt, wer trägt die Informationspflicht gegenüber allen? 

 

3. Wie wird das Widerspruchsrecht im Falle mehrerer Beitragsschuldner als 
Gesamtschuldner geregelt? Nach welcher Rechtsnorm? Muss jeder einzeln dann 
das Widespruchsprozedere durchlaufen, oder reicht ein einzelner Widerspruch, 
den aber alle Beitragsschuldner unterschreiben müssen? 

 
Dies ist ein Antrag gemäß § 4 Abs. 1 Informationszugangsgesetz Schleswig-Holstein 
(IZG-SH) auf Zugang nach Informationen nach §3 IZG-SH sowie § 1 des Gesetzes 
zur Verbesserung der gesundheitsbezogenen Verbraucherinformation (VIG), soweit 
Verbraucherinformationen im Sinne des § 2 Abs. 1 VIG betroffen sind. 
 
Sollten aus Ihrer Sicht Kosten für die Gewährung des Zuganges zu den erbetenen 
Informationen anfallen, bitte ich Sie mir dies vorab mitzuteilen und dabei die Höhe 
der Kosten anzugeben. Bitte teilen Sie mir auch dann mit, auf welche Regelung Sie 
die Kostenerhebung stützen und warum diese anfallen. 
 
Ich bitte Sie, mir die Informationen sobald wie möglich, spätestens jedoch mit Ablauf 
eines Monats zugänglich zu machen (vgl. § 5 Abs. 2 Satz 1 IZG-SH/§ 5 Abs. 2 VIG). 
 
Sollten Sie für diesen Antrag nicht zuständig sein, bitte ich Sie, ihn an die zuständige 
Behörde weiterzuleiten und mich darüber zu unterrichten. Ich widerspreche 
ausdrücklich der Weitergabe meiner Daten an Dritte.  
 
Ich bitte Sie um eine Antwort in elektronischer Form (E-Mail). Ich möchte Sie um eine 
Empfangsbestätigung bitten und danke Ihnen für Ihre Mühe! 
 
 
Antwort der StK vom 19. November 2018: 
 

Zunächst möchte ich Ihnen mitteilen, dass Ihre Anfrage nicht als Antrag nach dem 
Informationszugangsgesetz Schleswig-Holstein (IZG-SH) zu werten ist. Gemäß § 2 
Absatz 1 Nr. 1 IZG-SH sind Informationen im Sinne des IZG-SH alle in Schrift-, Bild-, 
Ton- oder Datenverarbeitungsform oder auf sonstigen Informationsträgern bei 
informationspflichtigen Stellen vorhandene Zahlen, Daten, Fakten, Erkenntnisse oder 



 

 

sonstige Auskünfte. Aus Ihrer Anfrage wird nicht ersichtlich, dass Sie Informationen 
im Sinne dieses Gesetzes verlangen. Bei den von Ihnen gestellten Fragen handelt es 
sich vielmehr um die Bitte nach einer allgemeinen Rechtsauskunft. In einem solchen 
Fall sind die Vorschriften des IZG-SH nicht einschlägig.  

Daher kann ich Ihnen lediglich mitteilen, dass hinsichtlich einer 
Gesamtschuldnerschaft nach § 2 Absatz 3 Satz 1 Rundfunkbeitragsstaatsvertrag 
(RBStV) die allgemeinen zivilrechtlichen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches 
einschlägig sind (§§ 426 ff. BGB). 

Eine weiterreichende Hilfestellung kann die Staatskanzlei leider nicht leisten. Hierfür 
bitte ich um Ihr Verständnis. 

 
 


